Auf dem Weg zur inklusiven Schule
Festvortag im Rahmen der Landesdelegiertenversammlung des vds, Landesverband Bayern, am 7. Mai 2010 in Landshut
Ewald Feyerer (Linz)
Ich bedanke mich zuerst sehr herzlich für die Einladung zu diesem Festvortrag und möchte meine Freude darüber ausdrücken, dass der Landesverband diese Veranstaltung dem Thema der Inklusiven Schule widmet.
Mein Referat werde ich in drei Teile gliedern: Zuerst werde ich auf die Ist‐Situation eingehen, anschließend die großen Herausforderungen bei der Transformation der Integration zur Inklusion beschreiben und abschließend mögliche Unterstützungsmaßnahmen dieses Prozesses seitens Bildungspolitik, Schulbehörden, Schulleiter/innen und Lehrer/innen aufzeigen. Ich muss aber gleich einschränkend darauf hinweisen, dass ich mit der Entwicklung in Bayern nicht im Detail vertraut bin. Ich denke aber doch, dass es möglich sein müsste, ausgehend von den Erfahrungen Österreichs, das eine für Mitteleuropa bereits weit fortgeschrittene Integrationserfahrung aufweist, allgemein gültige Impulse abzuleiten. Ich hoffe, dass Sie nach meinem Vortrag ebenfalls dieser Meinung sind und viel Anregungen für Ihren Diskussionsprozess  hier in Bayern mitnehmen können. 
Für den ersten Teil habe ich folgenden Titel gewählt: 

1. Integration ist mehr oder weniger normal geworden
Das Erziehung-, Bildungs- und Unterrichtswesen für Kinder mit Beeinträchtigungen befindet sich in den letzten 30 Jahren in einer spannungsreichen Entwicklung vom Konzept der Segregation zur Integration und Inklusion. Abb. 1 drückt aus, dass diese Entwicklung nicht linear verläuft und alle Konzepte in unseren Ländern gleichzeitig gegenwärtig sind.
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Heute wird – vielfach im Bemühen um political correctness – Inklusion häufig anstelle des Begriffes Integration verwendet. Ich verstehe das Konzept der Inklusion als eine optimierte und qualitativ erweiterte Integration. Unterschiede zur Praxis der Integration finden sich sowohl quantitativ (alle Kinder und nicht nur die integrierbaren Kinder sollen die allgemeinen Schulen besuchen) als auch qualitativ (alle Kinder, ob mit oder ohne SPF, deutschsprachig oder anderssprachig, männlich oder weiblich, katholisch oder islamisch, ... sollen in ihrer Individualität und als prinzipiell zuwendungs- und förderbedürftig gesehen werden; nicht mehr das einzelne Kind sondern das gesamte Lernsystem soll im Blickpunkt von Diagnose und Förderung stehen). Mit Wocken (2009, 13 ff.) ist noch darauf hinzuweisen, dass ein inklusives Bildungssystem dadurch gekennzeichnet ist, dass es im Gegensatz zur Integration nicht mehr an den guten Willen, an Humanität und an Freiwilligkeit appelliert, sondern sich auf völkerrechtlich verankertes und einklagbares Recht beruft und sich somit nicht mehr zur Diskussion stellt. „Das Ethos eines sozialen Humanismus wird nun ersetzt durch die rechtlich kodifizierte Gleichwertigkeit aller Menschen“ (Wocken 2009, 13). Damit wird die – nach der von ihm vorgeschlagenen rechtstheoretischen Qualifizierung – höchste Qualitätsstufe der Behindertenpolitik und -pädagogik erreicht:

Tab. 2: Qualitätsstufen der Behindertenpolitik und -pädagogik (nach Wocken 2009, 16)
	Stufe
	Rechte
	Anerkennungsformen

	4. Inklusion
	Recht auf Selbstbestimmung und Gleichheit
	Rechtliche Anerkennung

	3. Integration
	Recht auf Gemeinsamkeit und Teilhabe
	Solidarische Zustimmung

	2. Separation
	Recht auf Bildung
	Pädagogische Unterstützung

	1. Exklusion
	Recht auf Leben
	Emotionale Zuwendung

	0. Extinktion
	keine Rechte („lebensunwertes Leben“)
	Keine Anerkennung


Die Entwicklungen der letzten Jahre brachte folgende verallgemeinerbare und für die weitere Entwicklung wichtige Erkenntnisse, auf die im Folgenden näher eingegangen wird:

· Regionale und lokale Differenzen sind traditionell bedingt.
· Werte und Haltungen der Entscheidungsträger bilden die wichtigste Grundlage für die (Nicht)Umsetzung integrativer/inklusiver Maßnahmen.
· Die Integration ist in ein grundsätzlich separierendes und ungerechtes Schulsystem im Rahmen einer exkludierenden Gesellschaft eingebettet.
· Freie Elternwahl ist Fiktion.
· Integration war wichtiger Motor für innere Schulreform.
· Strukturelle Grenzen verhindern Weiterentwicklung.
Regionale und lokale Differenzen sind traditionell bedingt.
Laut einer Klassifikation der European Agency (2003a, 8–12) werden z.B. Liechtenstein, Luxemburg, Österreich, Polen, Slowakei, Slowenien und Tschechien als „Multi‐track‐Länder“ eingestuft, die Schweiz und Deutschland als Länder mit „two‐ track‐approach“. Bayern liegt im Jahr 2006/07 mit 12,5 % Integrationsquote knapp unter dem Durchschnitt von 15,7 % (Klemm 2009, 14). Eine Einteilung nach dem Segregationsquotient – die für den internationalen Vergleich wohl am besten geeignete Kennziffer – ergibt folgende Differenzierung:
· kleiner 1%: Spanien, Griechenland, Italien, Portugal, Island, Norwegen, Zypern

· 1 – 2%: Dänemark, Großbritannien, Irland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Österreich, Schweden
· 2 – 4%: Belgien (DE), Estland, Finnland, Frankreich, Lettland, Niederlande, Polen, Slowakei, Ungarn

· größer 4%: Belgien (F), Belgien (NL), Deutschland
, Schweiz, Tschechien
Hier liegen Bayern und Österreich also sehr weit auseinander. Sieht man in Österreich noch genauer hin (Feyerer 2009), müssen trotz gleicher Bundesgesetze, deutliche regionale Unterschiede festgestellt werden.

Tabelle 1: Segregationsquote (S-Qu), Integrationsquote (I-Qu) und SPF-Quote nach Bundesländer, Stufe 0-9, 2006/07

	
	ST
	B
	OÖ
	K
	S
	W
	T
	V
	NÖ
	Österr.

	S-Qu
	0.45
	0.89
	0.97
	1.45
	1.68
	2.04
	2.25
	2.56
	2.79
	1.57

	I-Qu
	82.4
	74.0
	66.6
	58.5
	48.0
	53.0
	35.8
	32.3
	32.0
	52.6

	SPF-Qu
	2.58
	3.40
	2.90
	3.50
	3.22
	4.34
	2.77
	3.78
	3.31
	3.31


Quelle: Statistik Austria, Bildungsdokumentation; Berechnung und Darstellung durch Autor

Die Steiermark, Burgenland und Oberösterreich sind mit weniger als 1% aller Pflichtschüler/innen, die noch in Sonderschulen bzw. Sonderschulklassen beschult werden, als Länder mit „one‐track approach“ zu bezeichnen. Niederösterreich, Tirol und Vorarlberg mit einer Integrationsquote von weniger als 36 % leben einen „two‐track approach“, die Bundesländer Kärnten, Wien und Salzburg widerspiegeln den österreichischen Durchschnitt und somit den von der European Agency ganz Österreich zugeschriebenen „multi‐track approach“ (European Agency 2003a, 8), bei dem mehrere verschiedene sonderpädagogische Förderansätze nebeneinander verfolgt werden. Aber auch innerhalb der Bundesländer gibt es enorm große Differenzen (z. B. gibt es im Bezirk Reutte in Tirol keine einzige Sonderschule mehr). Erklärt können diese regionalen und lokalen Differenzen nur auf folgende Weise werden:
Werte und Haltungen der Entscheidungsträger bilden die wichtigste Grundlage für die (Nicht)Umsetzung integrativer/inklusiver Maßnahmen.
Lokale und regionale Traditionen und der Umsetzungswillen der pädagogisch‐ administrativen Führungskräfte bestimmen letztlich die Form und die Qualität. Da die zu Grunde liegenden Rahmen‐ und Wertentscheidungen in den wenigsten Fällen expliziert werden, ergibt sich „…der Eindruck einer gewissen Beliebigkeit im Hinblick auf die Vorstellung über Qualität in der Sonderpädagogik“ (Specht et al. 2006, S. 24ff.). Auch Klicpera/Gasteiger‐Klicpera zeigen, dass diese Unterschiede mehr von der Haltung und Einstellung der lokalen Schulbehörden und dem vorhandenen regionale Angebot abhängen als von der Wahlentscheidung der Eltern. Insgesamt kommen sie zum Schluss, dass mit den bestehenden gesetzlichen Regelungen in Österreich zwar die Realisierung integrativen Unterrichts grundsätzlich ermöglicht wird. „Die Untersuchung weist aber auch darauf hin, dass Integration auch bei gleichen Rahmengesetzen beträchtlich von der Haltung und Einstellung der lokalen Schulbehörden abhängig ist und dass sie ohne längerfristige intensive Anstrengungen auch deutliche Grenzen hat“ (Klicpera/Gasteiger‐Klicpera 2004, 18).
Die Ursache dafür liegt meiner Meinung nach in folgendem Hauptproblem:
Die Integration ist ein grundsätzlich separierendes und ungerechtes Schulsystem im Rahmen einer exkludierenden Gesellschaft eingebettet.
Die Ausrichtung der Sonderpädagogik am medizinischen bzw. individualtheoretischen Behinderungsbegriff ist auch in integrativen Settings noch stark verankert und prinzipiell die Basis aller gesetzlichen Maßnahmen. So zeigen z. B. HAUER/FEYERER (2006) in ihrer Studie zum Einsatz von Förderplanen in Österreich, dass sowohl die theoretische Verortung durch die Landesschulinspektor/inn/en, die legistische Verankerung als auch die von Expert/inn/en empfohlenen Musterpläne und die in der Praxis zur Anwendung kommenden Förderpläne der Lehrer/innen auf den Defiziten der Schüler/innen aufbauen und sonderpädagogische Fördermaßnahmen für das Kind ohne Berücksichtigung des Unterrichtsstoffes für die gesamte Klassen bzw. außerschulischer Fördermaßnahmen geplant werden. Eine Kind‐Umfeld‐Analyse, welche auch die Lernumwelt (das Lehrerverhalten, Lehr‐ und Lernmittel, Lehr‐ und Lernmethoden, Mitschüler/innen, sonstige Beteiligte) als eventuelle Ursache von Lernschwierigkeiten einbezieht war ebenso wenig zu finden wie eine strukturell verankerte Beteiligung der betroffenen Eltern und Schüler/innen in den Assessmentprozess.
Obwohl die Integrationsbewegung mit dem Anspruch der Unteilbarkeit antrat, musste sie sich mit einer additiven Verankerung zusätzlich zum Sonderschulsystem zufrieden geben, da sie nur erfolgreich sein konnte, indem die bestehende Gliederungssystematik nicht angetastet, elementare bildungspolitische und pädagogische Fragestellungen ignoriert und tabuisiert wurden. „Schulautonomie, Schulentwicklung, Evaluation und Qualitätssicherung am Standort – dies waren die Entwicklungsthemen im Zeichen der Tabuisierung der Strukturfrage. (…) Letzteres bedeutete vor allem auch, dass die Integration Behinderter die Existenz der Sonderschulen nicht antasten durfte, sondern dass ein integratives und ein segregatives System grundsätzlich nebeneinander bestehen mussten“ (SPECHT 2008, 7 f.).
Diese gesetzlich fixierte Zweigleisigkeit ermöglichte zwar ein ständiges Wachsen der Integration bis 2001/2002 auf ein international sehr hohes Maß, verhinderte aber auch eine grundsätzliche Diskussion über die angeblichen Grenzen der Integration aufgrund von Art und Schweregrad der Beeinträchtigung, über die geringe Effektivität der Sonderschulen, die strukturelle Neuordnung der Sonderpädagogik und die prinzipielle Ungerechtigkeit des österreichischen Schulsystems. KLICPERA/GASTEIGER‐KLICPERA (2004, 15 ff.) zeigen für Österreich, dass bei Schüler/inne/n, die nach dem ASO‐Lehrplan
 unterrichtet werden, der sozioökonomische Status eine umso größere Rolle spielt, je niedriger der Integrationsquotient des Bundeslandes ist. In Ländern mit höherem Integrationsquotienten wird nicht so schnell ein SPF wegen schwierigem Verhalten ausgestellt und die Unterrichtspraxis in der Regelklasse bei der Feststellung des SPF stärker berücksichtigt. Da die Integrationsfähigkeit meist noch immer am Kind und nicht an der Schule festgemacht wird, finden sich schwerer beeinträchtigte Kinder, vor allem solche mit Kommunikationsproblemen, überall eher in der Sonderschule (KLICPERA 2007, 65 ff.).
KOTTMANN (2007, 103‐106) spricht in diesem Zusammenhang von institutioneller Diskriminierung durch schülerbezogene Feststellungsverfahren. Durch die flexible Anwendung unscharfer Kriterien und die Koppelung von Förderdiagnostik, Etikettierung und Ressourcenvergabe werden speziell die sozial Schwachen, die Kinder mit Migrationshintergrund und die Jungen benachteiligt. So hat z. B. ein Junge in Vorarlberg ein 2.4-mal so hohes SPF-Risiko wie ein Mädchen in der Steiermark.
Freie Elternwahl ist Fiktion.
Sasse (2004, 75‐86) analysiert die auch in Deutschland zu findenden Unterschiede im Integrationsausmaß nach „integrationsfernen“ bzw. „integrationsnahen“ Milieus und sieht „Eltern mit einer akademischen Ausbildung, die Erfahrungen mit öffentlichen Institutionen haben (…) im Vorteil gegenüber Eltern mit niedrigen oder fehlenden Bildungsabschlüssen, die einen angepassten oder konservativen Lebensstil führen, wenig Erfahrungen mit anderen Lebensentwürfen und Biographien als den eigenen haben und skeptisch gegenüber Neuerungen sind“ (Sasse 2004, 88‐89). Dementsprechend sei das Elternwahlrecht sehr kritisch zu hinterfragen, da Eltern aus integrationsfernen Milieus de facto keine Möglichkeit hätten, von diesem Gebrauch zu machen. Klicpera/Gasteiger‐Klicpera (2004, 15‐21) zeigen für Österreich in Bezug auf Schüler/innen mit Verhaltensproblemen, dass diese umso schneller ausgeschlossen werden, je selektiver das System insgesamt ist. In Wien, dem Bundesland mit den meisten spezialisierten Sonderschulen, fällt auf, dass ein relativ hoher Anteil von Schüler/innen mit speziellen Behinderungsarten trotz regulärem Lehrplan in den Sonderschulen betreut wird. Ein Hinweis darauf, dass das vorhandene regionale Angebot sowohl die Beratung seitens der Schulbehörden als auch die Wahlentscheidung der Eltern stark beeinflusst. Auch Eltern berichten deutliche Unterschiede in der Haltung der schulischen Vertreter: „In der Steiermark waren diese überwiegend integrationsbefürwortend (…) In Wien war die Haltung doch deutlicher zurückhaltender und in Niederösterreich war sie zumindest bei einem Teil der Schulvertreter sogar regelrecht ablehnend. Als Motiv für die zurückhaltende bis ablehnende Haltung nahmen die Eltern eine Unwilligkeit wahr, die gewohnte Vorgehensweise zu ändern, sowie die Sorge um Erhaltung der vorhandenen Sonderschulen“ (Klicpera 2005, 169).

Integration war wichtiger Motor für innere Schulreform.
Specht et al. (2007: 32-34) analysierten die vorhanden Studien nach der Frage, inwieweit sich die Integrationsentwicklung auf die Schulqualität insgesamt auswirkt und kommen zu dem Ergebnis, „…dass sorgfältig geplanter und durchgeführter gemeinsamer Unterricht nicht nur ein hohes Förderpotential für Kinder mit Behinderungen hat, sondern die Qualitätsentwicklung von Schule und Unterricht insgesamt unterstützt.“ Als sich wandelnde Merkmale der Kultur des Lehrens und Lernens in Schulen mit echten Integrationsklassen (mehr als 3 SPF-Kinder, Teamteaching, zieldifferentes Lernen) werden angeführt: engere Kooperation, höhere Förderorientierung, bewusstere Gestaltung der Lernumwelten, mehr kooperative Lernformen und weniger sozialnormbezogene Leistungsbeurteilung.
Wie didaktisch-methodisch auf die große Unterschiede in heterogenen Schüler/innengruppen im Sinne eines Offenen Unterrichts reagiert werden kann, ist längst abgesichert. Man weiß auch aus vielen Studien, dass keine Schülergruppe (weder die hochbegabten, noch die normal begabten noch die Kinder mit SPF) in integrativen Settings schlechter schulisch gefördert wird. Voraussetzung  dafür ist jedoch ein individualisierter und differenzierter Unterricht (Feyerer & Prammer 2003).
Strukturelle Grenzen verhindern Weiterentwicklung.
Trotz pädagogischer Erfolge stößt die Weiterentwicklung ohne längerfristige intensive Anstrengungen deutlich an strukturelle Grenzen, die sich folgendermaßen benennen lassen:

· Unverbindlichkeit der gesetzlichen Regelungen ermöglichen alles, garantieren aber nichts.
· Deckelung der sonderpädagogischen Ressourcen führen in Verbindung mit der teuren Finanzierung zweier Parallelsysteme zum Ressourcenverlust integrativer Maßnahmen.
· Schularten- und -stufenbezogene Lehrpläne festigen strukturell die Zwei-Gruppen-Theorie und den Widerspruch zwischen sozialer Jahresnorm und schülerzentrierter Pädagogik.

· Die Notwendigkeit der individuellen Feststellung des sonderpädagogischen Förderbedarfs als Grundlage für zusätzliche Fördermaßnahmen zwingt die Schulen, über möglichst viele SPF-Etikettierungen möglichst viele Ressourcen zu bekommen (Etikettierungs-Ressourcen-Dilemma).

2. Herausforderungen für die Bildungssysteme
Mit der Ratifizierung des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen sowie dem dazugehörigen Fakultativprotokoll hat sich Österreich und auch Deutschland verpflichtet, ein „inklusives Bildungssystem auf allen Ebenen“ zu gewährleisten und ab sofort schrittweise umzusetzen. Behinderte Menschen dürfen „nicht vom allgemeinen Bildungssystem ausgeschlossen werden“, sondern sollen „gleichberechtigt mit anderen in der Gemeinschaft, in der sie leben“, lernen können. Dies bedingt eine Schule für alle. Die größte Herausforderung dabei scheint mir zu sein, die vorherrschende Selektionsorientierung in eine Förderorientierung umzuformen.
Förderung statt Selektion
Die hierarchisch gegliederten Schulsysteme schreiben trotz Integration eine weitgehend schichtenspezifische Wahrung von Bildungsprivilegien fort. PISA und Folgestudien (z.B.: BACHER 2007; SPECHT 2008, 9) zeigen klar auf, dass in gegliederten Schulsystemen die Bildungschancen maßgeblich von der sozialen Herkunft abhängen, die individuelle Förderung weniger gut gelingt und die Anzahl der Risikoschüler/innen höher ist als in Gesamtschulsystemen. Damit werden persönliche Lebenschancen vertan und Potentiale vergeudet, auf die mit Blick auf die wirtschaftliche Lage und die gesellschaftliche Entwicklung nicht verzichtet werden kann. Teile der Bevölkerung werden durch Bildungsarmut von Selbstbestimmung und gesellschaftlicher Teilhabe ausgeschlossen. Gleichzeitig wird allen Kindern die Vielfalt der Gesellschaft in der Schule vorenthalten. Sie können so nicht lernen, respektvoll und konstruktiv mit den anderen umzugehen. Unsere Schulsysteme müssen daher als leistungsfeindlich und sozial ungerecht eingestuft werden. „Die Absteigerqouten von einer Schulform zur anderen überwiegen die Aufsteigerqouten bei weitem. Angesichts der hohen Absteigerquoten spricht die PISA‐E‐ Studie (für Deutschland) von ‚strukturbedingten Demütigungen. (…) Solange Lehrerinnen und Lehrer gezwungen sind, Kinder auf allen Stufen des Bildungssystems zu sortieren, solange die Klassen so groß sind wie sie sind, solange Schulen wenig selbständig arbeiten dürfen, solange wird bei vielen Lehrkräften ein Aussonderungsblick vorherrschen vor dem Willen, für jedes Kind Verantwortung zu übernehmen und kein Kind zurückzulassen“ (Deppe‐Wolfinger 2008, o.S.). Wer dies ändern will, muss Schule von Grund auf neu, nämlich wirklich inklusiv, denken und strukturell neu ordnen. Mit bloßem Etikettenwechsel ist es jedenfalls nicht getan.
Integration/Inklusion braucht Qualitätssteigerung in Regelschulen
Nur wenn sich die allgemeinen Schulen der Vielfalt all ihrer Schüler/innen öffnen und sich didaktisch-methodisch verändern, kann individualisiertes Lernen in der Gemeinschaft mit allen ermöglicht werden. Meijer (vgl. 2005, 5f) fand in seinen Untersuchungen sieben Faktoren, die er als entscheidend für die Effektivität integrativen/inklusiven Unterrichts bezeichnet:
· Kooperativer Unterricht (bei uns meist mit Teamteaching bezeichnet)

· Kooperatives Lernen (Peer Tutoring)

· Kooperative Problembewältigung (systemischer Ansatz im Umgang mit unerwünschtem Verhalten, klare Regeln)

· Heterogene Gruppen (binnendifferenzierte Unterrichtsgestaltung)

· Wirksamer Unterricht (verbesserte Schulleistungen durch systematische Beobachtung, Planung und Evaluierung mit Hilfe individueller Förderpläne)

· Stammklassen (der gesamte Unterricht von zwei oder drei Klassen eines Jahrganges findet in eng beieinander liegenden Klassenräumen mit gemeinsamen Bereich statt; ein kleines, überschaubares LehrerInnenteam ist für den gesamten Jahrgang zuständig)

· Alternative Lernmethoden (den SchülerInnen wird mehr Verantwortung für ihr Lernen übertragen, Lern- und Problemlösungsstrategien werden gezielt vermittelt)
Abbau von Barrieren beim Bildungszugang (materiell, räumlich, sozial)

„Weiterentwicklung muss sich auch in der Realisierung von höherwertigen Rechtsgütern wieder finden. Inklusive Schulen müssen allen behinderten Kindern das gleiche Recht auf Autonomie und Partizipation wie den ‚normalen’ Kindern zugestehen. Wenn behinderte Kinder den formellen Status von ‚Integrationskindern’ oder ‚Gutachtenkindern’ haben; wenn sie möglicherweise nur ‚Gäste’ sind, die schulrechtlich weiterhin den Sonderschulen zugeordnet sind; wenn die Würde ihres Soseins nicht respektiert wird; wenn nicht alle Barrieren für Selbstbestimmung und Teilhabe beseitigt sind; wenn also nicht Gleichwertigkeit gegeben ist, dann kann auch das Prädikat Inklusion nicht legitimerweise beansprucht werden“ (WOCKEN 2009, 15).
Die Entwicklung in Richtung inklusiver Schule würde den Abbau von Etikettierung und diagnostischen Verfahren (European Agency 2003a: 27) sowie die Abkehr von einer schülerbezogenen Input-Finanzierung über die Feststellung des Förderbedarfs zugunsten eines systemisch-orientierten Ansatzes mit Elementen einer Output-Finanzierung (European Agency 2003a: 42-46) voraussetzen. Inklusive Schulen benötigen, in Anlehnung an die Regelungen in Finnland und Schleswig-Holstein, einen einheitlichen Lehrplan für alle Schüler/innen mit dem Auftrag zur Individualisierung und inneren Differenzierung. Individuellen Förderplänen käme dabei die Aufgabe der Passung zwischen dem einheitlichen Lehrplan und den individuellen Entwicklungsbedürfnissen der Kinder mit SPF zu (Specht et al. 2006: 44-45).
Kompetenzorientierung und Dekategorisierung
Die Inklusion will von einer defizit‐ zu einer kompetenzorientierten Sichtweise gelangen und die „Zwei‐Gruppen‐Theorie“ aufheben. Mit der Anerkennung der Vielfalt wird allen Kindern das gleiche Recht auf Differenz zuerkannt. Damit ein neues Verständnis von Normalität, die „Transnormalität“ (LINGENAUBER 2003, 63 ff.) erreicht werden kann, wären alle Etikettierungen und Kategorisierungen samt und sonders aufzuheben. Einteilungen aufgrund von Behinderungsarten dürften nicht mehr sein.

Aber kann das funktionieren? Wie sollen denn dann die Ressourcen gerecht verteilt werden? Und werden mit den Begriffen nicht auch die dahinter stehenden Bedarfe abgeschafft? Oder anders gefragt: Wird durch politische Korrektheit in den Begrifflichkeiten auch schon real Chancengerechtigkeit hergestellt?

Mit Luhmann systemtheoretisch gedacht ist Inklusion immer auch mit Exklusion verbunden. Identität entsteht sowohl durch die zeitweilige Zugehörigkeit zu Systemen (Inklusion) als auch durch Exklusion (Systemen, denen man nicht zugehört): „Individualität findet ihren Ausdruck in einem selbst inszenierten Inklusionsprofil als individuelle Kombination einer Vielzahl voneinander unabhängiger Inklusionen. Der Einzelne muss also seine Einzigartigkeit finden bzw. erfinden und beschreiben, damit sein Verhalten in dieser nur für ihn geltenden Konstellation an Hand seiner individuellen Person für andere wieder erwartbar gemacht werden kann“ (Luhmann 1995, zit. nach Wansing 2005, 46).

Dem individuellen Erfinden und Ausgestalten seiner/ihrer Identität stehen sowohl individuell bedingte Exklusionsrisiken wie z.B. eine autistische Wahrnehmung oder eine organisch bedingte Bewegungseinschränkung als auch nicht individuell bedingte Exklusionsrisiken gegenüber wie z. B. ungleiche Zugangsmöglichkeiten zu Bildung aufgrund des sozialen Status, des Etiketts „sonderpädagogischer Förderbedarf“, des Geschlechts, der Rasse, der kulturellen Herkunft.

Für diesen Prozess der Identitätsfindung im Wechsel zwischen Inklusion und Exklusion ist es sicherlich nicht ausreichend, die Bezeichnungen für vorhandene Barrieren bzgl. der vollen und gleichberechtigten Partizipationsmöglichkeit völlig abzuschaffen oder politisch korrekt umzufärben. Nicht selten werden ja heute die zentralen Leitbegriffe wie Integration, Inklusion, Selbstbestimmung (Autonomie), Teilhabe (Partizipation), Assistenz und Barrierefreiheit bloß dafür verwendet, eigentlich segregierende Zielsetzungen zu behübschen.

Mit der Umetikettierung oder dem völligen Verzicht auf Etikettierungen alleine wird kaum „ent‐hindert“ werden können. Sehr wohl macht es aber Sinn, die jeweils verwendeten Begriffe genau zu hinterfragen und sehr bewusst einzusetzen, denn Sprache spiegelt und konstruiert Realitäten. So ist es meiner Meinung nach nicht egal, ob ich bei der Übersetzung von „special needs“ von „besonderen Bedürfnissen“ oder „besonderen Bedarfen“ spreche, auch wenn dies noch sehr ungewohnt klingt. Menschen mit Beeinträchtigung haben nämlich genau die gleichen Bedürfnisse nach Liebe, Geborgenheit, Anerkennung, Autonomie, Nahrung, Wohnung, … wie Menschen ohne Beeinträchtigung, aber andere Bedarfe an Unterstützung, um diese Bedürfnisse befriedigen zu können. Es ist auch nicht egal, wie ich Menschen mit Beeinträchtigungen bezeichne. Während z.B. der Begriff „körperbehinderter Mensch“ die Behinderung als Eigenschaft der jeweils individuellen Person zuschreibt und damit nicht dem sozial bedingten Behinderungskonzept entspricht, nehmen die Begriffe „körperlich beeinträchtigt“ bzw. „motorisch beeinträchtigt“ sowie „mobilitätsbehindert“ auf die WHO‐Definition sehr wohl Rücksicht.

Neuverortung der Sonderpädagogik
Es kann nicht angehen, dass ein behindertes Kind zwar in der allgemeinen Schule integriert wird, dort aber keinerlei besondere Förderung erfährt. Neben der Sprache sind vor allem die realen Bedingungen kritisch zu hinterfragen, inwiefern sie Exklusionsrisiken darstellen und inwiefern diese vermindert werden können. Die Integrativen Regelklassen in Hamburg haben z.B. gezeigt, dass die Etiketten „lernbehindert“ oder „verhaltensgestört“ im Zusammenhang mit einer gerechten Ressourcenverteilung heute sicherlich nicht mehr notwendig sind. Anhand von sozialpolitischen Kennwerten wie der Höhe der Arbeitslosigkeit im Sprengel oder dem Anteil von Personen mit Migrationshintergrund können die Schulen präventiv mit einer sonderpädagogischen Grundausstattung versehen werden, ohne einzelne Kinder als lern‐, verhaltens‐ oder sprachbehindert brandmarken zu müssen. Anders sieht dies z. B. bei gehörlosen Menschen aus: „Gebärden‐ und Schriftdolmetscher sind für viele gehörlose Menschen unverzichtbare Kommunikationshilfen. Es ist zurzeit aber wohl kaum vorstellbar, dass immer und überall – in allen Schulklassen, in allen Seminaren an der Universität, in allen Workshops auf Tagungen und Kongressen – von vornherein auch entsprechende Kompetenzen und Hilfen vorgehalten werden. Dolmetscher für Gehörlose gibt es nur auf Anfrage, wobei die Beantragung allein mit einem ausgewiesenen Behindertenstatus möglich ist“ (WOCKEN 2009, 19).

Dementsprechend macht es meiner Meinung auch Sinn, zwar alle Förderschulen für Lern- und Verhaltensbeeinträchtigte so schnell wie nur möglich abzuschaffen, sehr wohl aber sonderpädagogische Kompetenzzentren für Menschen mit Sinnes‐ und Körperbeeinträchtigungen weiterhin bestehen zu lassen. Deren Aufgaben sind aber Schritt für Schritt vor allem auf mobile Beratung, Forschung und Entwicklung umzustellen. Dies würde einerseits der UN‐Konvention entsprechen, die aufgrund des Druckes von Selbsthilfegruppen hörgeschädigter und blinder Menschen während der Verhandlungen in Absatz 3c des Artikel 24 speziell für blinde, gehörlose oder taubblinde Kinder Sonderschulen nicht dezidiert ausschließt, sondern sehr offen von einem Umfeld spricht, das die bestmögliche schulische und soziale Entwicklung gestattet (vgl. dazu auch CONTY 2009, 13 f.). Andererseits wird damit auch auf die „weißen Flecken der Integrationsforschung“ (DEPPE‐WOLFINGER/PREUSS‐LAUSITZ 2007, 234) Rücksicht genommen, die bisher noch viel zu wenig nach Behinderungsarten ausdifferenziert war und dementsprechend auch Lücken aufweist.

Neuausrichtung der Lehrer/innenbildung: Generalist/innen statt Spezialist/innen?
Inklusion wird nicht selten als eine Vision gedacht, als „…Traum von einer inklusiven Bildungslandschaft, in der es weder Gymnasien, noch Sonderschulen noch auch Privatschulen gibt. Es ist der Traum von einem inklusiven Leben, das alle Altersstufen und alle Lebensbereiche vom Kindergarten über die Schule bis hin zu Beruf und Freizeit umfasst. Und es ist der Traum von einer inklusiven Gesellschaft, die keine marginalisierten Gruppen, keine Diskriminierungen durch ‚gender’, ‚race’, ‚class’, ‚ability’ und anderes mehr kennt“ (WOCKEN 2009, 18). Um diese Vision nicht zur Illusion werden zu lassen, bedarf es realpolitischer Zugeständnisse im Hier und Jetzt, klarer Benennung von Benachteiligungen und Barrieren und einen gesellschaftspolitischen Einsatz für und mit den benachteiligten Menschen für deren gleichberechtigte Teilhabe und eine möglichst hohe Selbstbestimmung aller Menschen innerhalb einer friedvollen Gemeinschaft.
Da nicht jede/r alles können kann, ist dabei auch eine gewisse Spezialisierung notwendig. So macht es meiner Meinung nach auch unter dem Namen der Inklusion Sinn, dass manche Pädagog/innen besonders kompetent sind im Aufbau von kognitiven, sensorischen, sprachlichen oder motorischen Fähigkeiten, während andere sich in einem Wissenschaftsbereich spezialisieren und wieder andere sich speziell mit Fragen einer geschlechtersensiblen Schule oder des mehrsprachigen Lernens auseinandersetzen. Dabei verstärkt nach dem Gemeinsamen zu suchen, sowohl in Lehre als auch Forschung, sehe ich als das Gebot der Stunde an, dem wir auch im Institut für Inklusive Pädagogik, Interkulturelle Pädagogik, innovative Lehr‐ und Lernkultur an der Pädagogischen Hochschule in Oberösterreich nachzukommen versuchen. Spezialisierte Generalist/innen wären somit für mich ein anzustrebendes Ziel, das auch mit der SALMANCA Erklärung übereinstimmen würde. Das Positionspapier des Bundesministeriums für Unterricht, Kunst und Kultur sagt dazu: „Zusätzlich zu den oben beschriebenen allgemeinen Anforderungen an alle Lehrer/innen müssen Sonderschullehrer/innen im Rahmen ihrer Ausbildung daher vertiefte human-, fachwissenschaftliche und -didaktische Kompetenzen und spezifische heil- und sonderpädagogische Methoden zur Früherkennung, Vermeidung und zum Abbau von Lernbarrieren erwerben und in der Praxis anwenden können. Soll Teamteaching zwischen Sonderschullehrer/innen und Volks- bzw. Hauptschullehrer/innen Sinn machen, müssen beide ein klar abgegrenztes Wissen und unterschiedliche Kompetenzen mitbringen“ (Feyerer, Niedermair & Tuschel 2008, 18).
3. Unterstützungsmaßnahmen
Niemand konnte sich vor dreißig Jahren vorstellen, dass heute in Österreich im Durchschnitt mehr als 50% aller Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf integrativ beschult werden, die Eltern beeinträchtigter Kinder ein gesetzlich verankertes Wahlrecht auf Integration sowohl in der Grundschule als auch in der Sekundarstufe I (Hauptschule und Gymnasium) haben und die Sonderschullehrer/innen geschätzte und wichtige Partner in den Allgemeinen Schulen sind. Heute kann noch niemand daran glauben, dass es einmal keine Allgemeinen Sonderschulen mehr geben wird. Genau das aber verlangt die UN‐Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen im Artikel 24. Abschließend möchte ich noch aufzählen, was heute getan werden muss, um diese UN‐Konvention Wirklichkeit werden zu lassen.
Wichtigste Voraussetzung für das Gelingen scheint eine eindeutige und klar kommunizierte nationale Strategie zu sein: „In den gesetzlichen Bestimmungen der einzelnen Länder sollte klar integrative/inklusive Bildung als bildungspolitisches Ziel verankert werden. (…) Die Regierungen sollten eine nachdrückliche Politik der Förderung von Integration/Inklusion zum Ausdruck bringen und im Hinblick auf deren Umsetzung allen am Bildungssystem Beteiligten klar und deutlich vermitteln, welche Ziele sie mit dieser Bildungspolitik verfolgt.“ (EUROPEAN AGENCY 2003b, 6)
Die „Kooperation als Leitidee“, die vom Bayrischen Staatsministerium für Unterricht und Kultus  im März 2004
 festgelegt wurde, ist dafür nicht ausreichend und deutlich weiterzuentwickeln. Denn das Festschreiben vielfältigster Parallelsysteme wird sicher nicht zu einem one-track-approach mit ca. 80 – 90% integrierten Kindern mit sonderpädagogischem Förderbedarf führen!

Neben der Unterstützung der Entwicklung bzw. Verbreitung pädagogischer Konzepte im Sinne einer inneren Schulreform müssen heute folgende Strukturfragen dringend angesprochen und gelöst werden:

· Schaffung der Möglichkeit zu flexiblem, systembezogenen Einsatz ausreichender Ressourcen anstelle individueller Zuteilungen;

· Umbau von Sonderpädagogischen Zentren zu bzw. Aufbau von Pädagogischen Zentren, welche die Schulen systemisch bei der optimalen Förderung aller SchülerInnen mittels Individualisierung und Differenzierung unterstützen und die sonderpädagogischen Ressourcen flexibel und möglichst schulbezogen verteilen;
· Abbau selektiver Maßnahmen wie schularten- und jahrgangsbezogene Lehrpläne, Beurteilung mittels Ziffernnoten (zumindest in den ersten 6 Pflichtschuljahren), Sitzenbleiben, unterschiedliche Schularten in der Sekundarstufe I, Leistungsgruppen, kindbezogene Etikettierungen;
· Ausbau von Ganztagesschulen und Mehrstufenklassen;

· Auflösung von Sonderschulen
 innerhalb eines vorgegebenen, längeren Zeitraumes bei gleichzeitiger Unterstützung aller Pflichtschulen, sich zu „Schulen für alle“ zu entwickeln (mittels interner, selbstevaluativer Qualitätsentwicklungsmaßnahmen wie z.B. dem Index für Inklusion);

· Erstellung eines Dienstrechtes, das eventuelle Benachteiligungen der Sonderschullehrer/innen kompensiert;
· Schaffung von Zeit, Raum und Strukturen für erhöhte Kooperation und Partizipation von Lehrer/inne/n, Eltern und Schüler/inne/n;

· Verankerung einer wissenschaftsgestützten Unterstützungsstruktur zur Verbesserung der Wissensgrundlagen bezüglich der gemeinsamen Unterrichtung und der Initiierung, Koordinierung und Evaluierung von Entwicklungsprojekten;

· eine gemeinsame Lehrer/innenbildung auf universitärem Niveau zum Erwerb der notwendigen Kompetenzen für eine inklusive Pädagogik in allen Lehramtsstudien.
Um den bei einer Verankerung der Inklusion als bildungspolitische Leitidee zu erwartenden großen Widerstand von Befürworter/innen des gegliederten Schulsystems zu minimieren und das Aufbrechen von Polaritäten zu vermeiden, könnten noch folgende Unterstützungsmaßnahmen gesetzt werden:

· Herstellen eines breiten gesellschaftlichen Konsens;

· Versachlichung des Diskurses;
· Verankerung eines ausreichend langen Übergangszeitraumes von z. B. zehn Jahren;
· ab sofort keinen Neubau von Sonderschulen mehr zu genehmigen und alle Schulneubauten an die neuen Anforderungen einer inklusiven Schule anzupassen;
· Sonderpädagogik/innen verstärkt in allgemeinen Schulen einsetzen, bei Teambildungen anfangs die Freiwilligkeit fördern;
· vermehrt notwendige Zusatzqualifikationen anbieten und einfordern (z. B. Hochschullehrgang für integrative/inklusive Beschulung kognitiv beeinträchtigter Kinder, EUMIE, Gebärdensprache für bilingualen Unterricht, …);
· Einbeziehung aller Systempartner (Inklusion verändert ja vor allem die Regelschulen!) in einen ausführlichen Diskurs über die notwendigen Gesetzesänderungen zur Konkretisierung der inklusiven Leitlinie;
· Verankerung der Inklusion auch im Bereich der vorschulischen Erziehung und des lebensbegleitenden Lernens;

· Ernstnehmen der vorhandenen Bedenken und Lösungen für die momentan aktuellen Probleme anbieten (z. B. Absicherung eines Mindeststandards von Personalressourcen gemäß des realen Bedarfs; ausreichende materielle Ausstattung; Präzisierung und verpflichtende Verankerung förderlicher Rahmenbedingungen in Bezug auf Klassenschülerhöchstzahl, Anteil der Kinder mit SPF in Integrationsklassen und zusätzlichen Lehrereinsatz; Ganztagesbetreuung auch für schwerer beeinträchtigte Kinder in allgemeinen Schulen);
· Unterstützungssysteme für den Systemwandel anbieten (für die Schulbehörden, die Schulen, die Beratungszentren; Angebote in der Aus‐, Fort‐ und Weiterbildung unter Berücksichtigung der „inneren Integration“, die laut Reiter (2004, o.S.) vor allem von der Bereitschaft und dem Mut abhängt, sich seinen verdrängten, abgespaltenen und oft auf behinderte Menschen projizierten Seiten bewusst zu stellen);
· enge Verknüpfung der Inklusionsdebatte mit dem allgemeinen Bildungsdiskurs herstellen.
Insgesamt geht es also auf der strukturellen Ebene darum, den Umbau des gesamten Schulsystems so zu bewerkstelligen, dass alle Schulen zu inklusiven Schulen werden und dabei die wichtigen Kompetenzen der Sonderpädagogik nicht verloren gehen oder weggespart werden.
Neben all den strukturell zu lösenden Fragen darf aber auch nicht darauf vergessen werden, dass Entwicklungen des persönlichen Dialogs von Individuen, des Fürseins, der gegenseitigen Achtung und Anerkennung bedürfen, denn: „VOR JEDEM ETWAS STEHT EIN JEMAND“ (Fragner 1996, 4)
Wie Feuser (2005, 327‐328) betont auch Knauder (2008, 26), dass es für das Gelingen integrativen/inklusiven Unterrichts neben günstigen Rahmenbedingungen letztlich „…auf die grundsätzliche Neuorientierung des Bewusstseins, der Einstellungen, Haltungen, Kompetenzen und Verhaltensweisen der Professionellen – also vorwiegend der Lehrerinnen und Lehrer“ ankommt und es nur bei einem Zusammenwirken aller Personen und Instanzen (Schüler/innen, Eltern, Lehrer/innen, Erzieher/innen, …, Schulträger, Schulverwaltung, Politiker) zu einem wirklichen Erfolg kommen kann. Dementsprechend sind bei Fort- und Ausbildungen neben Kompetenzen auch Werte und Haltungen entsprechend zu berücksichtigen.
Zum Abschluss möchte ich Ihnen noch folgenden Spruch mitgeben:
Wenn der Wind der Erneuerung weht,
bauen die einen Mauern
und die anderen Windmühlen.

Lassen Sie uns separierende Mauern niederreißen und Bayern und Österreich mit Windmühlen übersäen.
Danke für die Aufmerksamkeit.
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Abbildung 1: Konzepte sonderpädagogischer 

Erziehung, Bildung und Unterrichtung

 erstellt nach Dreher, Platte und Seitz (Vortrag in Glasgow 2005)




































































































































